
der Rechtserziehung der Schüler der Mittelschulen ge­
bildet.
Bei der Rechtserziehung der Schüler gibt es jedoch 
auch noch Mängel, Schwierigkeiten und ungelöste Pro­
bleme. Es fehlt noch an der erforderlichen Systematik, 
Konsequenz und Zielstrebigkeit.
Die Qualität der Rechtspropaganda leidet teilweise unter 
der unzureichenden rechtlichen Ausbildung der Lehrer 
sowie unter dem Pehlen pädagogischer Fertigkeiten 
bei den Juristen. Nicht immer werden bei der Rechts­
erziehung die Altersbesonderheiten der Schüler be­
rücksichtigt. Falsch ist es auch, während des Rech'ts- 
unterrichts die Aufmerksamkeit der Schüler haupt­
sächlich auf Themen des Strafrechts und auf die Um­
stände konkreter Strafsachen zu konzentrieren. Damit 
geht das grundlegende Ziel des Rechtsunterrichts ver­
loren.
Wenn der Rechtsunterricht an den Schulen auch vor 
allem von Pädagogen erteilt wird, so müssen die Ju­
stizorgane, die Staatsanwaltschaft und die Organe für 
innere Angelegenheiten den Volksbildungsorganen doch 
organisatorische und methodische Unterstützung geben. 
Es ist wichtig, hierfür die qualifiziertesten Juristen her­
anzuziehen, die den Lehrern zu Konsultationen zur

Verfügung stehen und auf Lehrgängen der Lehrer­
weiterbildung Lektionen halten.
Auch die außerunterrichtlichen Formen der Rechts­
erläuterung für Schüler müssen vervollkommnet wer­
den. So könnte man Juristen als Paten für bestimmte 
Schulen gewinnen, die dann auch helfen, an den Schu­
len spezielle Unterrichtskabinette einzurichten. Wichtig 
ist es ferner, die Presse, das Fernsehen und den Rund­
funk, die Kinder- und Jugendklubs und andere außer­
schulische Einrichtungen umfassender für die Rechts­
erziehung durch Juristen zu nutzen.
Die Juristen können und müssen für die Verallgemeine­
rung der Erfahrungen bei der Ausbildung auf dem Ge­
biet des Rechts in den Schulen und bei der Unter­
suchung ihrer Wirksamkeit viel leisten. Es ist jetzt not­
wendig, eine Unionskonferenz von Pädagogen und Ju­
risten durchzuführen, auf der die Probleme erörtert 
werden, die in der Praxis der Rechtserziehung der 
Schuljugend entstanden sind, um Wege zu ihrer Lösung 
zu weisen.
(Redaktionell gekürzte und bearbeitete Fassung eines 
Beitrags aus „Sozialistitscheskaja sakonnost“ 1974, 
Heft 2, S. 38 ff.; Übersetzung aus dem Russischen und 
erläuternde Fußnoten von Dr. Lothar Reuter, Berlin)

Fragen und Antworten

Ist eine nach dem alten StGB ausgesprochene Gefäng­
nisstrafe von zwei Monaten rückfctllbegründend i. S. der 
§§ 162 Abs. 1 Z i f f .  4, 181 Abs. 1 Z i f f .  4 StGB?

Der Tatbestand des verbrecherischen Diebstahls oder 
Betrugs gemäß § 162 Abs. 1 Ziff. 4 bzw. § 181 Abs. 1 
Ziff. 4 StGB ist erfüllt, wenn der Täter die Tat aus­
führt, obwohl er bereits zweimal wegen Diebstahls oder 
Betrugs zum Nachteil sozialistischen oder persönlichen 
oder privaten Eigentums oder Hehlerei oder einmal 
wegen Raubes oder Erpressung mit Freiheitsstrafe be­
straft ist.
Die Strafverschärfung für die im Rückfall begangene 
Straftat tritt also nur ein, wenn der Täter mit Frei­
heitsstrafe vorbestraft ist. Andere mit Freiheitsentzug 
verbundene Maßnahmen der strafrechtlichen Verant­
wortlichkeit (Haftstrafe, Arbeitserziehung, Jugendhaft 
oder Einweisung in ein Jugendhaus [§§ 38, 41, 42, 74, 75 
StGB]) als Vorstrafe führen nicht zu der Strafverschär­
fung. Zu beachten ist dabei jedoch, daß eine mit einer 
Verurteilung auf Bewährung angedrohte Freiheitsstrafe 
dann rückfallbegründend ist, wenn die Verurteilung 
auf Bewährung gemäß § 35 Abs. 3 StGB widerrufen 
wird.
Die Dauer der auszusprechenden zeitigen Freiheits­
strafe beträgt mindestens sechs Monate (§ 40 Abs. 1 
StGB). Ausnahmsweise kann eine Freiheitsstrafe auch 
für die Dauer von drei bis sechs Monaten ausgespro­
chen werden, wenn die verletzte Strafrechtsnorm auch 
Strafen ohne Freiheitsentzug androht (§ 40 Abs. 2 StGB). 
Auch die bei einer Verurteilung auf Bewährung anzu­
drohende Freiheitsstrafe beträgt mindestens drei Mo­
nate (§ 33 Abs. 2 StGB).
Das Oberste Gericht hat wiederholt zum Ausdruck 
gebracht, daß nach dem Inkrafttreten des neuen StGB 
eine die Untergrenze des § 40 unterschreitende Frei­
heitsstrafe nicht mehr ausgesprochen werden darf (vgl. 
z. B. Urteil vom 20. September 1968 — 2 Ust 21/68 — 
unveröffentlicht). In allen Fällen, in denen die Schwere 
einer Straftat nicht das nach § 40 StGB vorgesehene

Mindestmaß der Freiheitsstrafe erfordert, ist demnach 
auf eine Strafe ohne Freiheitsentzug zu erkennen. (Die 
Haftstrafe kann außer Betracht bleiben, da sie für die 
hier behandelte Problematik ohne Bedeutung ist.) Es 
wurde ausdrücklich darauf hingewiesen, daß für eine 
vor dem 1. Juli 1968 begangene strafbare Handlung 
nach dem Inkrafttreten des neuen StGB auch dann auf 
eine Strafe ohne Freiheitsentzug zu erkennen war, wenn 
das Gericht wegen der Tatschwere eine nach dem alten 
StGB zulässige Freiheitsstrafe von weniger als drei 
Monaten in Erwägung gezogen hat.
Gesetze, welche die strafrechtliche Verantwortlichkeit 
nachträglich aufheben oder mildem, gelten auch für 
Handlungen, die vor ihrem Inkrafttreten begangen wur­
den (§ 81 Abs. 3 StGB). Strafbare Handlungen, deren 
konkrete Tatschwere nach den jetzt geltenden gesetz­
lichen Bestimmungen zwingend zum Ausspruch einer 
Strafe ohne Freiheitsentzug führen müßten, dürfen 
daher nicht zur Begründung der Anwendung der straf­
verschärfenden Bestimmungen des Rückfalls gemäß 
§§ 162 Abs. 1 Ziff. 4, 181 Abs. 1 Ziff. 4 StGB herangezo­
gen werden, auch wenn nach den zur Zeit der Verur­
teilung geltenden gesetzlichen Bestimmungen zulässi­
gerweise eine Gefängnisstrafe unter drei Monaten aus­
gesprochen wurde.

Dr. H.P.
*

Wie lange ist eine nach der VO vom 24. August 1961 
ausgesprochene Aufenthaltsbeschränkung wirksam?

Die VO über Aufenthaltsbeschränkung vom 24. August 
1961 (GBl. II S. 343) sah unter den in § 1 beschriebenen 
Voraussetzungen die unbegrenzte Dauer einer Verur­
teilung zur Aufenthaltsbeschränkung vor. Mit § 4 
EGStGB/StPO wurde § 1 der VO vom 24. August 1961 
aufgehoben. An seine Stelle trat § 51 StGB. Nach § 52 
Abs. 1 StGB kann eine Verurteilung zur Aufenthalts­
beschränkung für die Dauer von zwei bis fünf Jahren 
und in Ausnahmefällen auch ohne eine Begrenzung 
ihrer Dauer ausgesprochen werden.
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